
Das Wichtigste in Kürze
Das IFRS Interpretations Committee 
(IFRS IC, vormals IFRIC) des International 
Accounting Standards Board (IASB) hat 
am 7. Juni 2017 die Interpretation IFRIC 23 
Uncertainty over Income Tax Treat-
ments veröffentlicht, die die Bilanzierung 
laufender und latenter Steuerschulden und 
-ansprüche auslegt, bei denen Unsicher-
heiten hinsichtlich der ertragsteuerlichen 
Behandlung bestehen.

Solche Unsicherheiten bei der ertragsteu-
erlichen Behandlung entstehen, wenn die 
Anwendung des jeweiligen Steuerrechts auf 
eine spezifische Transaktion nicht eindeutig 

ist und daher (auch) von der Auslegung 
durch die Steuerbehörden abhängt, die 
dem Unternehmen bei der Aufstellung des 
Abschlusses jedoch noch nicht bekannt ist.

Ein Unternehmen berücksichtigt diese 
Unsicherheiten nur dann bei den bilanziell 
erfassten Steuerschulden oder -ansprü-
chen, wenn es wahrscheinlich („probable“) 
ist, dass die entsprechenden Steuerbe-
träge bezahlt oder erstattet werden. Dabei 
ist davon auszugehen, dass die Steuerbe-
hörden ihr Recht zur Überprüfung erklärter 
Beträge ausüben werden und dabei voll-
ständige Kenntnis aller zugehörigen Infor-
mationen besitzen.
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bei der ertragsteuerlichen Behandlung veröffentlicht
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Wenn sich die Tatsachen und Umstände, 
die Grundlage für die Beurteilung der 
Unsicherheit waren, geändert haben oder 
bei Vorliegen neuer relevanter Informatio-
nen ist die Beurteilung zu überprüfen und 
gegebenenfalls anzupassen.

Die Interpretation enthält keine über die 
Anforderungen von IAS 12 Ertragsteuern 
hinausgehenden zusätzlichen Angabevor-
schriften. Jedoch können Informationen 
über Ermessensentscheidungen und 
Unsicherheiten gemäß IAS 1 Darstellung 
des Abschlusses hinsichtlich der Ertrag-
steuerbilanzierung erforderlich sein.

Die Interpretation enthält zwei Beispiele, 
um die Anwendung der Vorschriften zu 
illustrieren.

IFRIC 23 ist erstmalig verpflichtend 
anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am 
oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen. 
Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist 
zulässig. Die Anwendung in der EU setzt 
noch die Übernahme in europäisches 
Recht voraus. Die Interpretation kann voll-
ständig retrospektiv angewendet werden 
(sofern ohne Nutzung nachträglich 
besserer Erkenntnis möglich) oder retros-
pektiv mit Erfassung des kumulativen 
Effekts aus der erstmaligen Anwendung 
unmittelbar im Eröffnungsbilanzeigenka-
pital (typischerweise in den Gewinnrück-
lagen) im Jahr der Erstanwendung ohne 
Anpassung der Vorjahresvergleichszahlen.

Hintergrund
Das IFRS IC erhielt eine Eingabe bezüglich der Frage der Erfassung eines Steueran­
spruchs, wenn das anzuwendende Steuerrecht bei strittigen Steuerschulden eine sofor-
tige Zahlung durch das Unternehmen vorsieht, das Unternehmen jedoch die Absicht hat, 
gegen den Steuerbescheid Einspruch einzulegen. IAS 12 enthält Vorschriften zum Ansatz 
und zur Bewertung von Steueransprüchen und -schulden. Gleichwohl wird nicht konkret 
darauf eingegangen, wie dabei mit bestehenden Unsicherheiten umzugehen ist. Das IFRS 
IC hat unterschiedliche Vorgehensweisen in der Bilanzierungspraxis für diverse Sachver-
halte bei Vorliegen von Unsicherheiten in der Anwendung des Steuerrechts festgestellt 
und sich daher entschieden, eine entsprechende Interpretation zu erarbeiten.

Anwendungsbereich
IFRIC 23 stellt klar, wie die Ansatz- und Bewertungsvorschriften in IAS 12 anzuwenden 
sind, wenn Unsicherheiten hinsichtlich der ertragsteuerlichen Behandlung bestehen. In 
einem solchen Fall bilanziert ein Unternehmen seine laufenden und latenten Steueran­
sprüche und -schulden, indem es die Vorschriften in IAS 12 hinsichtlich des zu versteu-
ernden Einkommens bzw. Ertrags, der steuerlichen Bemessungsgrundlagen, der nicht 
genutzten steuerlichen Verluste und Steuergutschriften sowie anzuwendender Steuer-
sätze anwendet, die gemäß dieser Interpretation bestimmt wurden.

Hinweis
Das IFRS IC hat entschieden, keine spezifischen Vorschriften hinsichtlich Zins- 
und Strafzahlungen, die im Zusammenhang mit Unsicherheiten bei der ertrag-
steuerlichen Behandlung stehen, in die Interpretation aufzunehmen. Vielmehr 
geht das IFRS IC davon aus, dass, wenn ein Unternehmen entschieden hat, 
eine Verbindlichkeit oder Forderung für Zins- oder Strafzahlungen als Ertrag-
steuer zu klassifizieren, diese Beträge ebenfalls in den Anwendungsbereich 
von IFRIC 23 fallen, sofern eine entsprechende Unsicherheit vorliegt. Umge-
kehrt gilt diese Interpretation nicht, wenn das Unternehmen IAS 12 nicht auf 
entsprechende Zins- und Strafzahlungen anwendet.

IAS 12 enthält keine 
Vorschriften zum Umgang 
mit Unsicherheiten in 
der Anwendung des 
Steuerrechts.
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Fragestellungen
Die Interpretation geht auf die folgenden Fragestellungen ein:

a.	 Bestimmung des Bilanzierungsobjekts bei ertragsteuerlichen Unsicherheiten

b.	 Annahmen hinsichtlich der Überprüfung der Sachverhalte durch die Steuerbehörden

c.	 Ermittlung des zu versteuernden Einkommens bzw. Ertrags, steuerlicher Bemes-
sungsgrundlagen, nicht genutzter steuerlicher Verluste und Steuergutschriften sowie 
anzuwendender Steuersätze

d.	 Berücksichtigung von geänderten Tatsachen und Umständen

Beschluss des IFRS IC
Bestimmung des Bilanzierungsobjekts bei ertragsteuerlichen Unsicherheiten
Das Unternehmen hat zu entscheiden, ob die Beurteilung der Unsicherheit einer ertrag-
steuerlichen Behandlung für jeden Sachverhalt getrennt oder für mehrere Sachverhalte 
gemeinsam zu erfolgen hat. Diese Entscheidung ist dahingehend zu treffen, welche Vor-
gehensweise eine bessere Indikation hinsichtlich der Auflösung der Unsicherheit liefert. 
Dabei kann ein Unternehmen beispielsweise berücksichtigen, wie

a.	 es seine Steuererklärungen erstellt und vorgenommene ertragsteuerliche Behand-
lungen belegt oder

b.	 wie die Steuerbehörden erwartungsgemäß ihre Überprüfung vornehmen und daraus 
resultierende Streitfälle behandeln.

Sofern sich das Unternehmen entscheidet, mehrere Sachverhalte gemeinsam zu beurtei-
len, so gilt der Bezug zum Begriff „Unsicherheit bei der ertragsteuerlichen Behandlung“ 
in der Interpretation jeweils für die zusammengefassten Sachverhalte als Ganzes.

Annahmen hinsichtlich der Überprüfung der Sachverhalte durch die Steuerbe-
hörden
Das Unternehmen hat bei der Einschätzung, ob und wie sich Unsicherheiten bei der 
ertragsteuerlichen Behandlung auswirken, davon auszugehen, dass die Steuerbehörden 
ihr Recht zur Überprüfung erklärter Beträge ausüben werden und dabei vollständige 
Kenntnis aller zugehörigen Informationen besitzen.

Ermittlung des zu versteuernden Einkommens bzw. Ertrags, der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen, der nicht genutzten steuerlichen Verluste und Steuer-
gutschriften sowie anzuwendender Steuersätze
Ein Unternehmen hat einzuschätzen, ob es wahrscheinlich („probable“) ist, dass die 
Steuerbehörden die vom Unternehmen in seiner Steuererklärung vorgenommene (oder 
vorzunehmen beabsichtigte) ertragsteuerliche Beurteilung eines strittigen Sachverhalts 
akzeptieren werden.

Wenn das Unternehmen zu der Einschätzung kommt, dass die Steuerbehörden die 
entsprechende ertragsteuerliche Beurteilung akzeptieren werden, so hat es das zu ver-
steuernde Einkommen bzw. den zu versteuernden Ertrag, die steuerlichen Bemessungs-
grundlagen, nicht genutzte steuerliche Verluste und Steuergutschriften sowie anzuwen-
dende Steuersätze im Einklang mit dieser Einschätzung zu ermitteln.

Einschätzung der 
Wahrscheinlichkeit, 
dass ertragsteuerliche 
Beurteilung akzeptiert wird
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Wenn das Unternehmen zu der Einschätzung kommt, dass die Steuerbehörden die 
entsprechende ertragsteuerliche Beurteilung nicht akzeptieren werden, so hat es diesen 
Unsicherheitsfaktor bei der Bestimmung der zugehörigen Werte der Höhe nach zu 
berücksichtigen. Dies hat unter Anwendung einer der beiden folgenden Methoden zu 
erfolgen, dabei ist die Methode anzuwenden, die eine bessere Indikation hinsichtlich der 
Auflösung der Unsicherheit liefert:

a.	 Mit dem wahrscheinlichsten Wert, d.h. dem Einzelwert, der innerhalb einer 
Bandbreite möglicher Ergebnisse der wahrscheinlichste ist. Diese Methode führt zu 
einer besseren Berücksichtigung der Unsicherheit, wenn die möglichen Ergebnisse 
binär sind oder sich um einen Wert konzentrieren.

b.	 Mit dem Erwartungswert, d.h. der Summe der wahrscheinlichkeitsgewichteten 
Beträge möglicher Ergebnisse. Diese Methode führt zu einer besseren Berücksich-
tigung der Unsicherheit, wenn die möglichen Ergebnisse in einer großen Bandbreite 
streuen und weder binär sind noch sich um einen Wert konzentrieren.

Hat die Unsicherheit bei einer ertragsteuerlichen Behandlung sowohl Auswirkungen auf 
laufende als auch latente Steuern, so hat das Unternehmen eine einheitliche Beurteilung 
und Schätzung für beide Posten vorzunehmen.

Berücksichtigung von geänderten Tatsachen und Umständen
IFRIC 23 fordert eine Überprüfung und ggf. Anpassung der geforderten Beurteilungen 
und Einschätzungen, wenn sich die Tatsachen und Umstände, die Grundlage für diese 
Beurteilungen und Einschätzungen waren, geändert haben oder bei Vorliegen neuer 
Informationen, die sich auf diese Beurteilungen und Einschätzungen auswirken. Anhang 
A der Interpretation enthält Anwendungsleitlinien zur Berücksichtigung geänderter Tat-
sachen und Umstände einschließlich Beispielen.

Mögliche Auswirkungen geänderter Tatsachen und Umstände oder neuer Informati-
onen sind als Änderung einer rechnungslegungsbezogenen Schätzung im Sinne von 
IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen 
Schätzungen und Fehler zu behandeln. Sofern eine solche Änderung nach dem Bilanz-
stichtag eintritt, ist für die Frage, ob es sich um ein berücksichtigungspflichtiges oder ein 
nicht zu berücksichtigendes Ereignis nach der Berichtsperiode handelt, IAS 10 Ereig-
nisse nach der Berichtsperiode anzuwenden.

Anhangangaben
IFRIC 23 enthält keine über IAS 12 und IAS 1 hinausgehenden neuen Angabevorschriften. 
Stattdessen wird im Anhang A auf die bestehenden Angabevorschriften in IAS 1 und 
IAS 12 verwiesen.

Wenn Unsicherheit bei der ertragsteuerlichen Behandlung besteht, hat ein Unterneh-
men zu entscheiden, ob folgende Angaben zu machen sind:

a.	 Getroffene Ermessensentscheidungen bei der Bestimmung des zu versteuernden 
Einkommens bzw. Ertrags, der steuerlichen Bemessungsgrundlagen, der nicht 
genutzten steuerlichen Verluste und Steuergutschriften sowie anzuwendender 
Steuersätze (Anwendung von IAS 1.122)

b.	 Informationen über Annahmen und Schätzungen, die der Bestimmung der unter a) 
genannten Werte zugrunde lagen (Anwendung IAS 1.125–129)

Zwei Methoden zur 
Berücksichtigung der 
Unsicherheit

Verweis auf bestehende 
Angabevorschriften in 
IAS 1 und IAS 12
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Wenn das Unternehmen zu der Einschätzung kommt, dass die Steuerbehörden die ent-
sprechende ertragsteuerliche Beurteilung akzeptieren werden, so hat es zu entscheiden, 
ob der mögliche Effekt der Unsicherheit als steuerbezogene Eventualverbindlichkeit oder 
Eventualforderung anzugeben ist (Anwendung von IAS 12.88).

Übergangsvorschriften und Erstanwendungszeitpunkt
IFRIC 23 ist erstmals verpflichtend anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach 
dem 1. Januar 2019 beginnen. Eine freiwillige vorzeitige Anwendung ist zulässig, sofern 
dies im Anhang offengelegt wird. Die Anwendung in der Europäischen Union setzt aller-
dings noch die Übernahme der Interpretation in europäisches Recht voraus.

Die erstmalige Anwendung der Interpretation kann erfolgen:

a.	 Vollständig retrospektiv in Übereinstimmung mit IAS 8, sofern dies ohne Verwendung 
nachträglicher besserer Erkenntnis („hindsight“) möglich ist.

b.	 Retrospektiv mit Erfassung des kumulierten Effekts aus der erstmaligen Anwendung. 
Wenn ein Unternehmen diese Übergangsvorschrift wählt, muss es die Vorjahres-
vergleichszahlen nicht anpassen. Stattdessen wird der kumulative Effekt aus der 
erstmaligen Anwendung in den Gewinnrücklagen (oder einer anderen sachgerechten 
Eigenkapitalkomponente) in der Eröffnungsbilanz der Periode erfasst, in welcher das 
Unternehmen die Interpretation erstmals anwendet.

Erstanwendungszeitpunkt 
1. Januar 2019
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